
schuldhaft verursachten, ließen unsere Verkehrsrichter 
keine Milde walten. Die Urteile sind im Ergebnis rich­
tig, abgesehen von wenigen Ausnahmen. Bei der recht­
lichen Würdigung dieser Verbrechen ist jedoch zu be­
achten, daß z. B. ein Kraftfahrer, der sich vor oder 
während der Fahrt betrinkt, obwohl er weiß, daß er 
fahren oder die Fahrt noch fortsetzen muß, dann auch 
fährt und einen Menschen verletzt oder gar tötet, nicht 
wegen verbrecherischer Trunkenheit nach § 330 a StGB 
strafrechtlich verantwortlich ist, sondern wegen der von 
ihm schuldhaft verursachten Folgen, also wegen fahr­
lässiger Körperverletzung oder fahrlässiger Tötung. Das 
ist deshalb richtig, weil der Kraftfahrer die Körperver­
letzung oder den Tod des Verletzten zumindest unbe­
wußt fahrlässig verursachte und weil er in dem Zeit­
punkt, in dem er sich betrank, zurechnungsfähig war. 
Es kann dann nicht strafmildernd, sondern nur straf­
schärfend wirken, wenn er im Zeitpunkt des Unfalls 
derart betrunken war, daß er nicht mehr die Gewalt 
über sein Fahrzeug hatte.

Das haben die Verkehrsrichter in der Regel auch 
richtig erkannt. Gerade bei solchen schweren Ver­
brechen gilt es, in der Verhandlung darzulegen, worin 
die ganze Gefährlichkeit dieser Verbrechen für unsere 
Gesellschaft besteht, und dies in den Urteilsgründen 
klar zu sagen und damit nicht nur den Angeklagten, 
sondern auch andere unzuverlässige Verkehrsteilneh­
mer zu erziehen.

Es genügt nicht — wie es doch noch geschieht —, 
in den Urteilsgründen nur allgemein von der „Gesell­
schaftsgefährlichkeit der Tat“ zu sprechen. Eine solche 
allgemeine Feststellung im Urteil wird — und dies gilt 
ganz allgemein, nicht nur für Verkehrsdelikte — leicht 
zur Phrase, und der Verurteilte versteht sie nicht. Eine 
erzieherische Wirkung kann nur dann erzielt werden, 
wenn im Urteil die besondere Seite der Gesellschafts­
gefährlichkeit des konkreten Verbrechens dargestellt 
wird. Verbrechen im Straßenverkehr, insbesondere 
solche unter dem Einfluß von Alkohol, sind doch des­
halb so besonders gefährlich für unsere Gesellschaft, 
weil sie eine Störung der Verkehrssicherheit darstellen, 
die ein Teil der allgemeinen Sicherheit jedes Bürgers 
in unserem Staat, ein Teil der Sicherheit des gesamten * 
gesellschaftlichen Lebens überhaupt ist. Verantwor­
tungsloses, die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen 
außer acht lassendes Verhalten im Verkehr, insbeson­
dere im Straßenverkehr, würde schließlich — wie es in 
Westberlin, Westdeutschland und erst recht in den 
USA der Fall ist — dazu führen, daß auf unseren Stra­
ßen kein Mensch mehr seines Lebens sicher wäre, der 
verantwortungsbewußte Kraftfahrer ebensowenig wie 
der Werktätige, der auf seinem Fahrrad zur Arbeits­
stelle fährt, nicht die Mutter mit dem Kinderwagen, 
und auch der Fußgänger nicht. Unter Beachtung der 
Besonderheiten des konkreten Verbrechens muß das 
in der Verhandlung und in den Urteilsgründen klar 
ausgesprochen werden.

4. Einen weiteren Schwerpunkt bilden die Strafver­
fahren wegen fahrlässiger Transportgefährdung, nicht 
selten in Tateinheit mit fahrlässiger Tötung. Obwohl 
auch hier die Entscheidungen der Verkehrsgerichte in 
der Regel im Ergebnis richtig sind, gibt es bei der 
gerichtlichen Entscheidung dieser Strafverfahren 
Schwierigkeiten und ernste Mängel. Die Schwierig­
keiten bestehen ln der Uneinheitlichkeit der Dienstvor­
schriften, vor allem bei Werksbahnen. Das Bestehen 
einer großen Zahl der verschiedensten Dienstvorschrif­
ten führt dazu, daß diese — mitunter im Einverständ­
nis mit den Dienstvorgesetzten — nicht gewissenhaft 
und jedenfalls solange nicht richtig beachtet werden, 
„solange es gut geht“. Kommt es aber infolge der stän­
digen Nichtbeachtung zu einem Unfall, dann werden 
in der Regel nur die unmittelbar am Unfall Beteilig­
ten zur Verantwortung gezogen, meistens die Lokfüh­
rer, Heizer oder Weichensteller, nicht aber die mit­
schuldigen Vorgesetzten, die als leitende Verantwort­
liche von der Nichtbeachtung der Dienstvorschriften 
Kenntnis hatten und dies duldeten. Das ist höchst 
unbefriedigend, und es ist Sache der Untersuchungs­
organe und der Staatsanwaltschaft, diese Praxis schnell 
und gründlich zu ändern. Die Kollegen im Betrieb des 
verurteilten Weichenstellers werden nicht verstehen, 
daß immer nur die „Kleinen“ zur Verantwortung ge­
zogen werden. Ebenso ist es aber notwendig, in die

Vielzahl und in das Durcheinander der Dienstvorschrif­
ten schnell Ordnung zu bringen. Dafür Sorge zu tragen, 
ist eine wichtige Aufgabe für den Staatsanwalt als 
Hüter der demokratischen Gesetzlichkeit.

5. Welche typischen Mängel müssen in der Recht­
sprechung schnell überwunden werden?

a) Es gibt noch eine Anzahl reiner Gefühlsentschei­
dungen, die nicht überzeugen können. Das zeigt sich 
vor allem bei solchen Unfällen, bei denen der Ver­
letzte oder Getötete ein naher Angehöriger des Ange­
klagten ist. Einige Gerichte erkennen dann auf Strafen 
von nur einem Monat oder zwei Monaten Gefängnis 
oder auf Geldstrafe, oder sie kommen sogar zur Ein­
stellung des Verfahrens wegen angeblicher Gering­
fügigkeit nach § 153 StPO (alt). Als Begründung wird 
angeführt, der Angeklagte sei durch die Verletzung 
oder den Tod seines Kindes, seiner Ehefrau, Mutter usw. 
schon hart genug bestraft. Solche, im Strafmaß gröblich 
unrichtigen Entscheidungen hat das Oberste Gericht 
bereits in einigen Fällen kassieren müssen.

b) Es ist kein Einzelfall, daß schon im Urteil ein 
offener oder verdeckter Hinweis auf die Möglichkeit 
der bedingten Strafaussetzung nach § 346 StPO gegeben 
wird. So heißt es z. B. in Urteilen: „Am Angeklagten 
wird es selbst liegen, ob er die gesamte Strafe ver­
büßen muß“. Solche und ähnliche Formulierungen im 
Urteil sind deshalb falsch, weil das Gericht damit so­
fort das entwertet, was es im Urteil vorher über die 
Notwendigkeit gerade dieser von ihm ausgesprochenen 
Strafe ausgeführt hat. Die bedingte Strafaussetzung 
hat nicht den Zweck, das Urteil zu korrigieren. Die 
Korrektur falscher Urteile ist allein Sache der Recht­
sprechung der übergeordneten Gerichte.

c) Es wird des öfteren nicht klar unterschieden zwi- . 
sehen den Feststellungen zur Kausalität, die zur objek­
tiven Seite des Verbrechens gehören, und den Fest­
stellungen zur subjektiven Seite, zur Schuld. Mit sol­
chen Formulierungen, wie „der Angeklagte ist objektiv 
schuldig“, meint das Gericht doch offenbar, daß der 
Angeklagte den Unfall verursacht hat.

d) Ein weiterer typischer Mangel fast aller Straf­
urteile, in denen zugleich über Schadensersatzansprüche 
nach § 268 StPO zu entscheiden war, ist die unge­
nügende und oftmals auch ganz fehlende Begründung 
für den zivilrechtlichen Anspruch auf Ersatz des Scha­
dens in den Urteilsgründen. Es genügt nicht, nur die 
entsprechenden Vorschriften des BGB anzuführen. Die 
Begründung für eine zivilrechtliche Entscheidung in­
nerhalb eines Strafverfahrens kann und soll kurz sein, 
sie muß aber dem Verurteilten verständlich sein.

e) Die Ermittlungen der Verkehrspolizei bei Verkehrs­
unfällen sind mitunter noch ungenügend. Mehrere Ver­
kehrsrichter kritisierten auf der Arbeitstagung an Hand 
von praktischen Fällen mit Recht, daß Unfallskizzen 
nicht mit dem Unfallort übereinstimmten oder daß 
wichtige Angaben zum Tatvorgang in den Ermittlun­
gen fehlten.

Wenn der Verkehrsrichter solche Mängel in den 
Ermittlungen feststellt, dann soll er das Verfahren 
nicht eröffnen, sondern die Akten an den Staatsanwalt 
zur Nachermittlung zurückgeben. Trotzdem wird auch 
bei guten und vollständigen Ermittlungen durch die 
Verkehrspolizei eine Besichtigung des Unfallortes durch 
das Gericht in manchen Fällen weiterhin notwendig 
sein.

In diesem Zusammenhang ist nochmals auf die Mög­
lichkeit der Gerichtskritik gemäß § 4 StPO hinzu weisen, 
von der bisher nur in ungenügender Weise Gebrauch 
gemacht wurde.

*

Es gibt natürlich noch eine Reihe weiterer Mängel, 
die aber nicht typisch sind. Gleichwohl wurden auch 
diese in der Arbeitstagung vorgetragen und diskutiert, 
weil jede einzige im Ergebnis oder in der Begründung 
nicht überzeugende Entscheidung eines unserer Ge­
richte nicht zur Festigung der demokratischen Gesetz­
lichkeit beitragen kann.

Der Minister der Justiz konnte am Schluß dieser 
ersten Arbeitstagung mit den Verkehrsrichtern fest­
stellen, daß trotz der in der Analyse der Rechtsprechung 
dargelegten Mängel und Schwächen, deren Überwin­
dung die erste Aufgabe der Richter unter Anleitung und
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